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Die Sozialpartnerschaft hat im politischen System der Zweiten Republik immer
eine besondere Autorität genossen. Das galt uneingeschränkt bis in die achtziger
Jahre, und es galt - mit Einschränkungen - auch in der Zeit, als die Kammern die
schwerste Krise seit ihrer Gründung durchmachten. Ihr besonderes Prestige in der
Öffentlichkeit dankte die Sozialpartnerschaft ihrer Rolle als bewährter Steuerungs-
und Konfliktregdungsmechanismus und damit ihrem lleitrag zur wirtschaftlichen
Entwicklung seit 1945. Obwohl- oder gerade weil- seit jeher eine enge organi-
satorische und personelle Verflechtung zwischen Verbänden und Parteien bestan-
den hatte, blieb die Sozialpartnerschaft von Regierungswechseln unberührt. Wäh-
rend der Alleinregierung der ÖVP 1966-70 ebenso wie der SPÖ von 1970-83
erreichte sie sogar ihren Zenit, und selbst 19H3-86, als die FPÖ, schon danlaIs der
Sozialpartnerschaft distanziert gegenüberstehend, an der Regierung beteiligt war,
hatte das keinerlei Auswirkungen auf das Interessensystem.

Anders irn Jahr 2000: Erstmals enthielt ein Regierungsprogramm eine explizit
auf die Regelung der verbandlichen Beziehungen gerichtete Zic1vorgabe, die ohne
jeglichen vorangegangenen Prozess der Konsensfindung, ja überhaupt ohne jegli-
che Gespräche rnit den Verbänden aufgenornmen wurde. Damit nahm eine Serie
von Auseinandersetzungen zwischen Regierung und Verb;inden, namentlich dem
ÖGB und den Arbeiterbnnnern ihren Anüng, die mit einer seit Jahrzehnten
nicht gekannten Konfliktintensi6t ausgetragen wurden und werden. Das sozial-
partnerschaftliche Verhandlungsmuster mit seiner prononciert konsensorientier-
ten Gesprächskultur wurde regierungsseits mit einem Pauken schIag aufgekündigt,
und eine Rückkehr zum Status quo ante erscheint jeden61ls unter einer ÖVP-
FPÖ-Regierung fraglich. Die mit der Regierungsbildung einhergehende gesell-
schaftliche Polarisierung hat damit auch die vordenl stabilste Säule des politischen
Systems erfasst.

I3lendet man nur wenige Monate hinter den 4. Februar 2000 zurück, so muss
sowohl das Tempo als auch die Dramatik des Wandels überraschen. Noch wenige
Tage vor der Nationalratswahl vom Oktober 1999 hatten die Präsidenten der vier
Tr;igerverbände der Sozialpartnerschaft eine in dieser Form einzigartige demon-
strative Einigkeit an den Tag gelegt, als sie in einer gerneinsamen Pressekonferenz
vor einer »Zerstörung der Sozialpartnerschaft({ gewarnt und indirekt vor einer Re-
gierungsbeteiligung der FPÖ gewarnt hatten. Zu ebendieser Regierungsbeteili-
gung kam es aber schließlich, und scheinbar entgegen jeder Erwartung kam es zu
keinem wie immer gearteten Versuch der Sozialpartner, die gemeil1samel1 Interes-
sen zu artikulieren. Das Jahr 2000 vennittelte den Eindruck, als h;itte es die der
Sozialpartnerschaft zugeschriebene Autorität nie gegeben.
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Eine Reihe von Fragen erhebt sich in diesetn Zusammenhang: Wie kommt es,
dass der fUr die Sozialpartnerschaft charakteristische Elitenkonsens im Gefolge der
Regierungsbildung nicht zum Tragen kam? K0l1llnt die Schw;ichung des korpo-
ratistischen Verhandlungssystems überraschend, oder ist diese Regierung lediglich
Verstärker und Beschleuniger eines bereits länger wirksamen Trends? Und schließ-
lich: Wie ist es um die Zukunft des austrokorporatistischen Modells bestellt?

Interessen und Motive der Regierungsparteien

Die Frage, welche der beiden Parteien die Schlüsselrolle beim Zustandekommen
der Koalition spielte, muss hier nicht geklärt werden. Festzuhalten ist aber, dass es
einerseits der FPÖ gelang, durch eine Reihe von Konzessionen die auf Seiten des
Partners bestehenden Bedenken und Vorbehalte hinsichtlich ihrer Regierungsti-
higkeit auszuräumen, und andererseits die ÖVP die Gunst der Stunde flir einen
politischen Richtungswechsel nützte. Die ideologischen Unterschiede zwischen
beiden Parteien sind in Teilen zweifellos groß; in einer Reihe von Politikfeldern
-Fatnilie, Soziales, Wirtschaft, Militär - sind die Positionen allerdings deutlich
weniger divergent, als das zwischen ÖVP und SPÖ der Fall war. Insbesondere der
Rückbau des von der sozialdemokratischen Hegemonie der siebziger, achtziger
und neunzigerjahre geprägten Wohlfahrtsstaates ist gleichermaßen der ÖVP wie
der FPÖ ein zentrales Anliegen.1 Mit Blick auf die Sozialpartnerschaft sind die
Interessen und Motive der nunmehrigen Regierungspartner allerdings unterschied-
lich:

Das Verhältnis der FPÖ zur Sozialpartnerschaft ist maßgeblich durch ihr Ver-
hältnis zur SPÖ bestimmt: Dass sie in zahlreichen Wahlgängen der vergangenen
fUnfzehnJahre ein Gutteil ihrer Stirmnenzuwächse aus dem sozialdemokratischen
Wählerreservoir - bei der Nationalratswahl1999 wurde sie sogar stimmenstärkste
Partei unter den Facharbeitern, der traditionellen Kernschicht der SPÖ - bezog,
hat zu anhaltenden Spannungen mit dieser gefOhrt. Dass überdies die SPÖ seit
1986 wegen deren problematischen Umgang mit der NS- Vergangenheit konse-
quent die Möglichkeit einer Koalitionsbildung mit der FPÖ auf Bundesebene
ausschließt, hat deren aggressives, revanchistisches Verhalten verstärkt.

Bei zahlreichen ihrer Wahlkämpfe stellte die FPÖ die Kritik am Kannnerstaat,
an Funktion;irsprivilegien und Verflechtungen, ins Zentrum - mit Erfolg, wie
besonders die NR- Wahl 1994 (»Taferl-Affare«) gezeigt hat. UntSO rnehr erstaunt,
dass es ihr nicht gelungen ist, vergleichbare Erfolge bei den Kamrner- Wahlen
selbst zu erzielen. Sogar bei AK- Wahlen blieb der Stimmenzugewinn zumeist
weit unter dern Niveau der politischen Wahlen, und ebenso wenig konnte sie aus
den Mitgliederbefragungen in den Kammern (1995/96), obwohl sie indirekt flir
deren Abhaltung verantwortlich war, einen Vorteil ziehen. Ähnlich beim ÖGB:
zwar wurde der FPÖ 1997 nach längerer Auseinandersetzung der Fraktionsstatus
zuerkannt, da sie aber wie auch davor weder bei Betriebsrats- noch bei Personal-
vertretungswahlen Zuwächse erzielen kann, bleibt ihr Einfluss auf den einer klei-
nen Minderheitsgruppe beschränkt. Gescheitert ist auch der im gleichen Jahr un-
ternommene Versuch der FPÖ, rnit der Gründung einer eigenen Freien
Gewerkschaft Österreichs (FGÖ), ohne dabei aber auf die Präsenz im ÖCB zu
verzichten, eine Cegengewerkschaft zurn ÖGB zu etablieren.2
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Dass die f~PÖ in den Arbeitnehmerverbänden nicht injenem Maße an Gewicht
zulegen hat können, wie ihr das in der politischen Arena gelungen ist, macht die
Selbst- wie auch die Fremdzuschreibung von der »neuen Arbeiterpartei« unvoll-
ständig und widersprüchlich. Durch ihre Randrolle in den Arbeitnehmerverb;inden
sind die Möglichkeiten einer prägenden innerverbandlichen Einflussnahme sowie
einer substanziellen Mitgestaltung im sozialpartnerschaftlichen Verhandlungssystem
fi.irdie FPÖ gering. Allerdings, als Regierungspartei eröffnet ihr diese verbandliche
Schwäche durchaus auch einen Vorteil: sie muss sehr viel weniger aufverbandliche
Loyalitäten und Verpflichtungen Rücksicht nehmen als die ÖVI-' und vordem die
SPÖ. Die Übernahme der mit dem Hintergrund des gewerkschaftlichen Wider-
stands hochgradig konflikttdchtigen Ressorts Personal im öfientlichen Dienst und
Verwaltungsreform durch die FPÖ bedeuten tUr diese nicht nur keine Belastung,
sie bieten auch die Möglichkeit öfientlichkeitswirksamer Profilierung.

Sehr viel anders ist die Interessenlage bei der zweiten Regierungspartei: Die
ÖVP steht schon allein durch ihre bündische Gliederung und damit ihre Verflech-
tung mit den Knnmern - hier allerdings besonders den Selbständigen-Kammern
- in einem besonderen Verh~iltnis zur Sozialpartnerschaft. Wirtschafts-, 13auern-
sowie Arbeiter- und Angestelltenbund sind zugleich Fraktionen in den Kammern
und Teilorganisationen der ÖVP, letzteres mit eigener Rechtspersönlichtkeit und
direktem Zugriff auf die Mitgliedsbeiträge. Die damit in der Parteistruktur festge-
legte Verschränkung von verbandlicher mit politischer Ausrichtung macht die
ÖVP zu einer nachgerade genuinen sozialpartnerschaftlichen Partei. Jeder Konflikt
rnit einern Sozialpartnerverband ist potenziell auch ein innerparteilicher Konflikt,
da (1st unvermeidlich das Kdfteverhältnis in der Partei davon berührt wird. Pen-
sionsrefonn, Verwaltungsrefonn und Gehaltsverhandlungen [ur den öffentlichen
Dienst, begleitet von ungewöhnlich scharfen Kontroversen zwischen zusündiger
Ministerin (FPÖ) und Gewerkschaft Öffentlicher Dienst (ÖVP-dorniniert), hätten
bei einer rnonokoloren Verhandlungskonstellation mit dieser Konfliktintensität
nicht ausgetragen werden können, ohne die Stabilität der Partei zu geßhrden.

Arbeitsbeziehungen und politische Wende

Wenn eingangs berichtet wurde, dass die S07ialpartnerschaft mit einem Pauken-
schlag aufgekündigt worden sei, so bezieht sich das auf die Eskalation im Zuge der
Auseinanderset7ungen zwischen Regierung und Gewerkschaft, nicht auf eine pro-
grammatische Ankündigung. Der Koalitionspakt venneidet jegliche Absage an
die Sozialpartnerschaft, wiederholt - und durchaus zu wichtigen Themen (etwa
AMS, Pensionsrefonn, Glcichbehandlung) - ist sogar explizit die Einbindung der
Sozialpartner in den Entscheidungsprozess vorgesehen. Auch lässt sich dem Papier
keinerlei Absicht, den Einfluss aller oder auch einzelner Verbände in der Politik
zurückdrängen zu wollen, entnehmen.

In der Praxis allerdings lässt sich von Beginn an - erstmals in der Geschichte
der Zweiten Republik - eine klare Neigung erkennen, die Verbändeparität in
zumindest dreiÜcher Hinsicht zu ignorieren (Karlhofer 2000, 2fif):
• soziale Schräglage: Die bisher umgesetzten bzw. in Vorbereitung stehenden Maß-

nahmen des Regienmgsprogramms zielen, soweit es das Arbeits- und Sozial-
recht betrifft, Üst durchg;ingig auf eine Einschränkung der Arbeitnehmerrechte



10 Ferdinand Karlhofer

ab und können von Arbeiterkammer und Gewerkschaft als nichts anderes als
eine Karnpfansage begriffen werden. Am meisten provoziert hat wohl die For~
mulierung »Änderung aller Regelungen, die eine (... ) unverhältnismäßig gro-
ße Belastung fiir die Betriebe darstellen<i.

• Bruch mit zentraler Spielre.gel: Entgegen der Ankündigung im Koalitionspakt ver~
zichtet die Regierung auf die Einbindung der Sozialpartner in wirtschafts~ und
sozialpolitische Entscheidungsabläufe. Gerade im Sozialrecht ist es bisher iib~
lieh gewesen, dass zunächst die Verbände eine konsensuale Lösung aushandeln
und diese dann von Regierung und Parlarnent rezeptiv übernommen wird.
Das hat der Sozialpartnerschaft den Ruf der Präjudizierung parlarnentarischer
Entscheidungen eingetragen, unbestritten aber hat sie damit über ein halbes
Jahrhundert den sozialen Frieden irn Land gesichert und positiv zur wirtschaft~
lichen Entwicklung beigetragen. Diese Funktionen kann sie unter der gegen~
wärtigen Regierung kaurn erftillen, da deren Vorgaben keinen Spielraum fiir
Verhandlungen offen lassen.

• Privilegienmg ,md Ausschluss: Inhaltlich trägt das Regierungsprogramnl unver-
kennbar die Handschrift des Wirtschaftsflügcls der ÖVP (und auch der FPÖ).
Unter der gegenwärtigen Regierung genießen die wirtschaftlichen Interessen-
verbände - Wirtschaftskammer, Industriellenvereinigung - einen betont privi-
legierten Zugang zu den politischen Entscheidungskanälen; die Arbeitnehrner-
verbände dagegen sehen sich vennehrt von der Politikgestaltung ausgeschlossen.
Die Ungleichbehandlung der Verbände droht die Sozialpartnerschafi: zu spren~
gen. Sowohl der Inhalt des Regierungsprogrannns als auch die Art der Umset~
zung treiben einen Keil zwischen die Interessen verbände und konterkarieren
die österreichische Konsenskultur in einer bisher nicht gekannten Weise.

Die Grundphilosophie der Sozialpartnerschafi: ist irnmer gewesen, dass keiner der
Beteiligten sein aktuelles Machtpotential voll ausschöpft, sondern den Ausgleich
mit dem Partner sucht - irn Ideal(lll ein »Positivsummenspiel«, bei dem jeder
einen Vorteil hat. Die aktuelle Entwicklung dagegen zeigt in Richtung Neuver~
teilung - ein »Nullsummenspiel«, bei dern der eine etwas verlieren muss, damit
der andere etwas gewinnen kann. Die tripartistischen Beziehungen zwischen Ar~
beit, Kapital und Staat erreichen darnit eine neue Quali6t: Gewerkschaft und
Arbeiterkammer werden nicht mehr als gleichberechtigter Partner im Spiel aner~
bnnt, ihre Rolle als Mitgestalter in der Wirtschafts~ und Sozialpolitik wird abge~
wertet und - bei eng gestecktem Verhandlungsspielraum - auf die Abfederung
von Teilaspekten der Zielvorgabe beschr:inkt.

Schockierend fiir die Arbeitnehmerverb:inde ist in diesem Zusammenhang wohl
weniger die Tatsache, dass eine antisozialpartnerschaftliche Partei in der Regie~
rung ist, als vielmehr, dass eine sozialpartnerschaftliehe Partei in einer solchen
Regierung ist. Am deutlichsten kommt die Positionsänderung der ÖVP wohl in
der Zusammenlegung der Ressorts »Wirtschaft« und »Arbeit« in einem gemeinsa~
men Ministerium zum Ausdruck. Das Grundverständnis war bis dahin gewesen,
dass mit der Trennung der beiden Ressorts eine wenn nicht gegensätzliche, so
doch unterschiedliche Rollenzuweisung fiir die zuständigen Minister verbunden
ist. Die mit der Kompetenzverlegung des Arbeitsrechts und des Arbeitnehmer-
schutzes ins Wirtschaftsministerium verbundenen Veränderungen bringen das zunl
Ausdruck. Dem Amtsverständnis des neuen Ministers zufolge wollte man das »KIi-
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schee überwinden, dass es einen Gegensatz zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer gibt« (zit. n. Der Standanl, 10. Februar 2(00) - eine irnplizit die raison d'ftrc
der Gewerkschaft, die ihren Vertretungsanspruch [ur Arbeitnehmerinteressen ge-
rade aus diesem Interessengegensatz herleitet, in Frage stellende Position.3

Mehrere Passagen des Koalitionspakts deuten in Richtung einer deutlichen
Abwertung des Faktors Arbeit gegenüber dem Faktor Wirtschaft: Neudefinition
der Rolle des Arbeitsinspektorates (Dienstleistungseinrichtung statt Kontrollin-
strurnent); Verlagerung von Kompetenzfeldern von der überbetrieblichen in die
betriebliche Mitbestimmung (rnit der Folge einer Einschränkung des gewerkschaft~
lichen Einflusses); 13etonung des Servicecharakters der Kammern4; Neugestaltung
des KammerwahlrechtesS (siehe auch Talos und Plattfonn Arbeit i.d.ll). Wird über-
dies das - im politischen Schlagabtausch vorEiufig als Rute im Fenster eingesetz-
te - Ziel der Regierung (narnentlich der FPÖ), die Arbeiterkammerumlage von
0,5 auf 0,3 Prozent abzusenken, realisiert, so zwingt das die Arbeiterkammem
unweigerlich zu einer drastischen Einschränkung ihres Serviceangebots.

Soweit es sich un1 Eingrifi:t~in die sozialpartnerschaftliche Architektur handelt,
wird fiir die ins Auge gefassten Änderungen ein Konsens mit Gewerkschaften und
Arbeiterkammem nicht zu erzielen sein, da diese einer Einschränkung ihrer Rech-
te - und um eine solche handelt es sich durchgängig - naturgenüß nicht zustim-
men können. Überdies ist das Prinzip der verbandlichen Selbstverwaltung durch
Kammern bislang stets extensiv interpretiert worden; gesetzliche Änderungen der
Bcfilglüsse und Strukturen setzten nicht nur das Einverständnis der betroffenen
Organisation voraus, sie gingen durchwegs auch auf eine Initiative derselben zu-
rück. Mit der im Koalitionspapier vorgesehenen »Reform der Sozialpartnerschath
wird mit dieser Regel gebrochen, der politischen Gestaltung der Verbändestruk-
turen wird gegenüber dem AutonOlniestatus der Sozialpartner Vorrang eingeräumt.

In dieser Hinsicht sind durch die politische Wende auch fiir das sozialpartner-
schaftliche Verhandlungssystem die Koordinaten sehr abrupt neu gesetzt worden.
Sowohl in der Programmatik als auch in der Praxis verbsst die Regierung den
bisher von einer symmetrischen Verb;indekonfiguration ausgehenden Basiskon-
sens. Das bedeutet nicht zwingend das Aus fiir den 13ipartisrnus zwischen Arbei-
tergeber- und Arbeitnehmerverbänden. Wohl aber hat sich die Beziehung zwi-
schen Regierung und Arbeitnehmerverbänden in einem Ausmaß verändert, das
nicht ohne Auswirkungen auf die Verhandlungskultur im Rahmen des 'l'ripartis-
mus zwischen Staat und Verbänden bleiben kann.

Verbändebeziehungen: Kräfteverschiebung und brüchiger Konsens"

Auch wenn eingangs wesentliche Impulse tUr die rasche Veränderung der Ver-
bändebeziehungen bzw. der Staat- Verb;inde-Beziehungen dem Regienmgswechsel
zugeschrieben wurden, ist in Erinnerung zu rufen, dass sich bereits davor die Kon-
zessionsspielräurne ernpfindlich verengt hatten. Lässt man die Entwicklung der
neunziger Jahre Revue passieren, fällt zunächst der Autoritätsverlust der Spitzen~
verbände ins Auge. Vor allem auf der Arbeitgeberseite entzogen sich immer wie~
der Innungen und Fachverbände den zentralverbandlich abgeschlossenen Kollek-
tivverträgen, der innerverbandliche Druck in der Wirtschaftskammer, ausgedrückt
vor allem in einer breiten Kritik an Pflichtmitgliedschaft und Beitragshähe, nahm

11



12 r:",nlinand Karlhofer

bedrohliche Ausmaße an, denen die WKÖ durch ein Laisser~&ire gegenüber aus
dern Tarifverbund ausscherenden Arbeitgebergmppen zu begegnen versuchte. Die
internen Schwierigkeiten der Verb~inde - zentrifilgale Tendenzen bei der Wirt~
schaftskammer, Mitgliederverluste beim ÖGB - blieben nicht ohne Folgen flir
die sozialpartnerschaftlichen Beziehungen, es wurde zunehmend schwieriger, den
Ausgleich zwischen optimaler Zielverwirklichung im institutionellen Geflige ei~
nerseits und organisatorischer Hinwendung zur sozialen Basis andererseits herzu~
stellen. Unvermeidlich wurde der Ton zwischen den Verbänden schärfer, irll so~
zialpartnerschaftlichen Verhandlungssysterll kam es immer wieder wenn nicht zu
Krisen, so doch zu ernsten Turbulenzen.

In der ersten Hälfte des Jahrzehnts bildete die gemeinsame Initiative flir einen
EU-Beitritt Österreichs gleichsam das einigende Band, durch das andere Interes~
sengegensätze entschärft wurden. Irn Rückblick der vergangenen flinfJahre wird
allerdings eine beschleunigte Abkoppelung ökonomischer Interessen von sozialen
Gestaltungsinteressen sichtbar, auf deren Ursachen (Strukturwandel, Internatio~
nalisiemng, etc.) hier nicht n;iher eingegangen werden lllUSS. Die Forderungen
nach mehr Deregulierung und Flexibilisierung haben weiter zugenommen (Trax~
ler 1996; Blaschke/Traxler 1998), parallel dazu hat sich das Kräfteverhältnis nach~
haltig zugunsten der Arbeitgeberseite verschoben. Paradoxerweise stehen aber
gerade Wirtschaftskammer und Industriellenvereinigung unter einem besonderen
Druck, eben weil ihre Mitglieder eine Umsetzung dieses Vorteils in konkrete
Politik einfordern. Einem Teil der Wirtschaft erschließt sich der Nutzen sozial~
partnerschaftlicher Verhandlungskultur nur mehr eingeschränkt. In der Industrie
ebenso wie im Gewerbe ist die Liste arbeits~ und sozialrechtlicher Änderungs~
wünsche (Senkung der Lohnnebenkosten, Abfertigung, Lockerung von Schutz~
bestimmungen, usw.) immer länger geworden. Immer häufiger wird auch die
Semantik des BegrifE Sozialpartnerschaft hinterfragt, mehr oder weniger ernsthaft
wird der Wunsch nach einer Urnbenennung geäußert, von Standort- und lnno~
vations~ bis Zukunfts~ oder Modernisiemngspartnerschaft. Was immer das Motiv
fLir Vorschläge dieser Art ist, es dokumentiert sich darin vor allenl das nurkant
gesunkene Interesse am traditionellen Verhandlungssystem.

Ein Vergleich der wirtschafts~ und sozialpolitischen Abschnitte des Koalitions~
progranllns der Mitte~Rechts~Regiemng mit dem Aktionsprogramm des Wirt~
schaftsbunds flir die Kammerwahl im März 2000 macht eine weit gehende Über~
einstimrnung bei zahlreichen Zielsetzungen sichtbar. Vieles der von der
Gewerkschaft gegen das Regiemngsprogramm vorgebrachten Kritik könnte ebenso
gegen die Wirtschaftskammer und besonders gegen die Industriellenvereinigung
gerichtet werden. Es ist anzunehmen, dass die Wirtschaftsverbände in einer politi~
sehen Ausnahmesituation ihren - interessenpolitisch legitimen - Einfluss fLir eine
Koalitionsvariante geltend machten und damit wesentlich ihre Chancen erhöh~
ten, eine Reihe von Zielen zu realisieren, die bei einer sozialdemokratischen Re~
gierungsbeteiligung nicht oder nur mit Einschränkungen durchsetzbar wären.7

Perspektiven des Austrokorporatismus

Es gibt gute Gründe, die österreichische Sozialpartnerschaft in der Form, wie sie
heute noch in den Lehrbüchern beschrieben ist, als historisch zu bezeichnen, zu-



rnal essentielle Funktions- und Bestandsbedingungen (Zentralismus, Elitenkon-
sens, Verflechtung zwischen Verbänden und politischen Parteien) stark an Bedeu-
tung verloren haben oder überhaupt weggetallen sind. In vergleichender Perspek-
tive verkörperte der Austrokorporatismus eine Variante des labour-dominated wporatism
(Crouch 1993, 43), mit einer starken Gewerkschaft als tragendem Akteur sowie
einer starken sozialdemokratischen Partei. Jahrzehntelang stützte sich der gewerk-
schaftliche Einfluss auf die für die Zweite Republik charakteristische Schwäche
des privaten Industriekapitals, symbolisiert durch einen der größten verstaatlich-
ten Industriesektoren Westeuropas, welcher das gesellschaftliche Kräfteverhältnis
wesentlich prägte.R Letztere, einst wirtschafts- und sozialpolitische Konstante und
gewerkschaftliche »Hausmacht« im System der industriellen Beziehungen, steht
nach den Privatisierungsmaßnahmen der achtziger und neunziger Jahre als Gestal-
tungsfeld nicht lnehr zur Verfugung.

Darüberhinaus befindet sich Österreich in einer historischen Umbruchphase
von einer nationalen Volksliiirtschl!ft zu einem Wirtschajtsstandort (Kramer 1998, 25)
- mit weit reichenden Folgen fur die Trägerverbände der Sozialpartnerschaft. Der
Hedeutungsgewinn der Industriellenvereinigung rnit dern Niedergang der verstaat-
lichten Industrie, vor allem aber mit dern Beitritt Österreichs zur Europäischen
Union, hat ein verändertes Rollenbild fiir die IV wie auch fiir die Wirtschafts-
kammer zur Folge. Erstere rückt in ihrer Vertretungspolitik wesentlich stärker als
in der Vergangenheit den Aspekt des Lobbying in den Vordergrund, und auch die
zweitere nimrnt - nachdem eine Reihe interner Konflikte (allen voran die Kritik
an Pflichtmitgliedschafi: und Kammerumlage) durch weit reichende Refonnschritte
bis auf weiteres entsdürft worden sind - stärker als bisher aufPartikularinteressen
Rücksicht; auch um den Preis belasteter Beziehungen zum Sozialpartner.

Die neunziger Jahre, und gerade auch das Jahr 2000 haben gezeigt, dass die
Annahme einer Kräftesymmetrie zwischen den Verb;inden nicht länger zu halten
ist. Das Gewicht hat sich - durchaus dem internationalen Trend entsprechend
(Scharpf 1998) - nachhaltig zugunsten der Arbeitgeberseite verschoben. Diese
weiß den Nutzen des sozialpartnerschaftlichen Verhandlungsmusters zwar weiter-
hin zu schätzen<), zeigt sich aber auch nicht abgeneigt, andere strategische Optio-
nen zu wählen, wenn sie mehr Nutzen versprechen. Es findet offensichtlich ein
Prozess der Anpassung der Beziehungen an die realen Kräfteverhältnisse statt; der
Handlungsrahmen von Gewerkschaft und Arbeiterkammer wird enger gesteckt,
ihr Einfluss eingeschränkt.

Die Regierung handelt in diesem Zusammenhang teilweise als Beschleuniger
und Verstärker des Trends: sie ;indert alle Regelungen, die eine »unverhältnisnü-
ßige Belastung rur die Betriebe« darstellen; sie verweigert den Arbeitnelnnerver-
bänden die Gleichbehandlung - und trägt damit dem faktischen Kr;it1:everh;iltnis
Rechnung; sie schickt sich an, die Verlagerung von Verhandlungsthernen von der
überbetriehlichen auf die l3etriebsebene gesetzlich zu verankern - und vollzieht
damit nach, was in der Praxis bereits geschieht («Verhetriehlichung<< der Arbeits-
beziehungen). In diesern Zusammenhang von einer »Refonn der Sozialpartner-
schaft« (Koalitionspapier) 7U sprechen, trifft das Thema nicht. Die regierungsseits
geplanten und teilweise bereits realisierten legistischen Maßnahmen, vor allem die
Eingriffe in die Selbstverwaltungskörper, sind für eine Restablisierung der sozial-
partnerschaftlichen Verhandlungskultur jedent:1lls nicht geeignet; sie zeigen eher

13
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in Richtung einer - ob gewollt oder ungewollt, soll hier nicht beantwortet wer-
den - Demontage der Sozialpartnerschaft (vgl. auch Talos 2(00).

Dass die Sozialpartnerschaft in verschiedensten Bereichen nach wie vor funk-
tioniert, lässt sich beispielhaft an den kollektivvertraglichen Beziehungen ebenso
wie an den Präsidentengesprächen zwischen ÖGB und WKÖ ablesen. Allerdings
handelt es sich dabei nicht um Besonderheiten, die den Austrokorporatisl11us bis-
lang ausgezeichnet haben. Das Charakteristikum, das ihn von anderen Ländern
unterschieden hat, ist die kontinuierliche makroökonomische Konzertienmg im Kah-
Inen des Tripartismus von Verbänden und Staat. Ebendiese Konzertierung wurde
Init dem Amtsantritt der Mitte-Rechts-Regierung ausgesetzt, und es gibt keine
Anzeichen der Wiederbelebung. Die Arbeitnehmerverbände sind, trotz des kon-
flikthaften Verhältnisses zur Regierung, zu einer Beteiligung bereitlü - da eine
Partizipation, auch unter ungünstigen Bedingungen, einem r~embleiben vom Ver-
handlungssystem vorgezogen wird. Wie immer aber die Beziehungen zwischen
Staat und Verbänden sich entwickeln werden - der 4. Februar 2000 markiert eine
historische Zäsur, hinter die man auch nach eineIn Regierungswechsel nicht wird
zurückgehen können.
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Anmerkungen

Allerdin~ war au(:h die SPÖ selbst zur Einschränkung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen he-
reit gewesen. Ein Vergleich des Regierungsprogramms mit dem am Ende nicht zustande
gekommenen Vertrag für eine Neuauflage der SPÖ-ÖVP-Koalitionlässt zahlreiche Über-
einstimmungen zwischen den beiden Papieren erkennen. Das gibt Aufschluss darüber, dass
die ÖVP sich mit ihren Positionen schon gegenüber der SPÖ in weiten llereichen durchge-
setzt hatte, und es erklärt auch die außerordentlich kurze Produktionszeit (nmd eine Wo-
che) fijr den Koalitionspakt mit der FPÖ. Die gesellschaftspolitischen Zielsetzungen der
bei den Papiere sind gleichwohl grundverschieden, exemplarisch abzulesen von der Pr~iam-
hel zum Kapitel »Neuer sozialer Gesellschaftsvertrag« im ÖVP-FPÖ-Vertrag. (Bcide Texte
sind in www.derStandanl.at dokumentiert.)

2 Angestrebt wurde eine Mitgliederzahl von 100.000 bereits tlir Ende 1997, bis April 2000
wurden aber lediglich 16.000 verbucht, nü:ht zuletzt auch weil zahlreiche FP-Gewerkschaf-
ter den Verbleib im ÖGB vorziehen und eine Doppelmitgliedschaft ablehnen (vgl. Der
Standard, 27. April 2(00). Angesichts dieser Mitgliederzahl rnusste ein mit 8. Februar 2000
datiertes Schreiben an den Bundeskanzler, in welchern »um Einbindung in alle sozialpart-
nerschaftlichen Gespräche bzw. Verhandlungen« ersucht wurde, trotz Regierungsbeteili-
gung der Mutterpartei ohne Entsprechung bleiben (Quelle: FGÖ-Homepage www.fgoe.at).

3 Gerade dem üsterreichischen und dem deutschen Mitbestimmungsmodell mit betont ko-
oper;ltiven Arbeitsbez.iehungen liegt die Annahme eines strukturellen (was nicht llCisst, sich
ständig manifestierenden) Interessengegensatzes zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern
zugrunde. Wesentliche Teile der die kollektiven Arbeitsbeziehungen regelnden Rechtsge-
stalwng, insbesondere das Kollektivvertragsrecht und die lletriebsvertassung leiten sich da-
von ab; letztere etW,l wdst dem Betriebsrat von einem Interessengegensatz abgeleitete Vetre-
tungs~ und Kontrollrechle zu, reguliert ;lllfli1ligeKonflikte aber durch eine Reihe von
llestimmungen, unter anderem durch die Friedenspflicht.

4 Dies obwohl alle Kammern in den neunziger Jahren urnflssende Organisationsreformen
durchfijhrten und nicht müde werden, ihren Servicecharakter zu betonen. Kammern sind
aber nicht nur Serviceeinrichtungen, sondern auch und vor allem Interessenvertretungen
(vgL ~ 1 AKG, ~ 1 WKG).

5 Ein zumindest irritierendes Vorh;lhen, ruft man sich die Reform des Arbeiterkammergeset-
zes 1998, in deren Mittelpunkt die Neugestaltung des Wahlrechts stand, sowie das im glei-
chenJahr neu geschaHene Wirtschati:skammergesetz, bei dern <,ben6Ils die Wahlmodalitäten
grundlegend geändert wurden, in Erinnerung.

6 Zum folgenden siehe Karlhofer 2000, S. 28f.
7 Vgl. die Stellungnahme des IV-Generalsekretärs wenige Tage nach der NR- Wahl: Das Er-

gebnis der Nationalratswahl sei nicht nur eine Absage an die bisherige Form der rot-schwar-
zen Koalition, sondern auch an die Sozialparmerschati:. Die IV habe zwar keine Präferenz
flir eine bestimmte Koalition, doch würde eine schwarz-blaue Koalition die Stimmung ei-
ner großen Zahl von Mitgliedern wiedergeben (zit. n. Der Standard, 6. Oktober 1'-)l)9,S.
26).

8 Eine historische Rückblende mag das daraus erwachsende gewerkschaftliche Selbstbewusst-
sein illustrieren. Auf ihrem 10. Gewerkschati:stag reklamierte die Gewerkschaft der Metall-
und Bergarbeiter fiir sich, »daß diese großen (verstaatlichten - FK) Unternebrnen das soziale
Klima bestimmen, und daß sich die Kleinen nur mit den Großen arrangieren können; sie
können nur akzeptieren. Die Bedingungen werden von uns und von der Industrie vorgege-
ben« (Protokoll, Wien 1974, S. 53).

9 Vgl. »Ein kleines Land braucht stabile Anker - und das ist die Sozialpartnerschafi:« (WKÖ-
Pr'isident Christoph LeitI, zit. n. Salzburger Nachrichten, 9. JHluar 2001, S. 3).

10 Beispielsweise verabschiedete die Hauptversammlung der Bundesarbeitskammer mit den
Stimmen von FSG und ÖAAH einen Leitantrag, in dem »elieRückkehr Zum sozialen Dia-
log und zu einer Politikgestaltung, die sich nicht ausschließlich an kurzfiistigen .Erfolgen
orientiert, sondern auch die mittel- und langfristigen Auswirkungen und BetrofTenheiten
sieht«, als »zentrales Anliegen« bezeicbnet wurde (AK-Pressediens, 24.11.20(0).
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